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4. erkennt an, dass die Globalisierung zwar große
Chancen eröffnet, dass jedoch die mit ihr einhergehenden
Vorteile ebenso wie auch ihre Kosten sehr ungleich verteilt
sind, ein Aspekt des Prozesses, der sich auf den vollen Genuss
aller Menschenrechte auswirkt, insbesondere in den Entwick-
lungsländern;

5. begrüßt den Bericht der Hohen Kommissarin der
Vereinten Nationen für Menschenrechte über die Globalisie-
rung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss der Men-
schenrechte266, der sich schwerpunktmäßig mit der Handelsli-
beralisierung im Bereich der Landwirtschaft und ihren Aus-
wirkungen auf die Verwirklichung des Rechts auf Entwick-
lung, namentlich des Rechts auf Nahrung, befasst, und nimmt
Kenntnis von den darin enthaltenen Schlussfolgerungen und
Empfehlungen;

6. fordert die Mitgliedstaaten, die zuständigen Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen, die zwischen-
staatlichen Organisationen und die Zivilgesellschaft auf, zur
Steuerung der Globalisierung ein ausgewogenes und umwelt-
verträgliches Wirtschaftswachstum zu fördern, um die Armut
systematisch zu verringern und die internationalen Entwick-
lungsziele zu verwirklichen;

7. erkennt an, dass die Globalisierung nur dann alle
voll mit einschließen, ausgewogen sein, ein menschliches
Antlitz haben und so zum vollen Genuss aller Menschenrech-
te beitragen kann, wenn breit angelegte, dauerhafte Anstren-
gungen, namentlich Politiken und Maßnahmen auf globaler
Ebene, unternommen werden, um auf der Grundlage der gan-
zen Vielfalt unserer einen Menschheit eine gemeinsame Zu-
kunft zu schaffen;

8. unterstreicht, dass es dringend erforderlich ist, ein
ausgewogenes, transparentes und demokratisches internatio-
nales System zu schaffen, in dem arme Menschen und Länder
besseres Gehör finden;

9. bekräftigt, dass die Globalisierung ein komplexer
Prozess eines Strukturwandels mit zahlreichen interdiszipli-
nären Aspekten ist, der sich auf den Genuss der bürgerlichen,
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte,
einschließlich des Rechts auf Entwicklung, auswirkt;

10. bekräftigt außerdem, dass die internationale Ge-
meinschaft danach streben soll, auf die aus der Globalisierung
erwachsenden Herausforderungen und Chancen in einer Wei-
se zu reagieren, die die Achtung der kulturellen Vielfalt aller
gewährleistet;

11. unterstreicht daher die Notwendigkeit, die Folgen
der Globalisierung für den vollen Genuss aller Menschen-
rechte weiter zu analysieren;

12. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs267 und ersucht den Generalsekretär, weiter die Auffassun-
gen der Mitgliedstaaten und der zuständigen Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen einzuholen und der Ge-

neralversammlung auf ihrer sechzigsten Tagung einen sach-
bezogenen Bericht zu diesem Thema vorzulegen.

RESOLUTION 59/185

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 181 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 4 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/503/Add.2, Ziffer 145)268:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopi-
en, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin,
Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darus-
salam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien,
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Je-
men, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia,
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksde-
mokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik,
Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea,
Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau,
Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San
Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowe-
nien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschi-
kistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad,
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Re-
publik, Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Australien, Kanada, Japan, Schweden.

59/185. Recht auf Entwicklung

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, die insbe-
sondere die Entschlossenheit bekundet, den sozialen Fort-
schritt und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit
zu fördern und den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt
aller Völker durch internationale Einrichtungen zu fördern,

daran erinnernd, dass die von der Generalversammlung in
ihrer Resolution 41/128 vom 4. Dezember 1986 verabschie-
dete Erklärung über das Recht auf Entwicklung bestätigte,
dass das Recht auf Entwicklung ein unveräußerliches Men-
schenrecht ist und dass die Gleichheit der Entwicklungschan-
cen ein Vorrecht der Nationen wie auch der einzelnen Men-

266 E/CN.4/2002/54.
267 A/59/320.

268 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Benin, China, Kambodscha, Malaysia (im Na-
men der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Be-
wegung der nichtgebundenen Länder sind) und Tadschikistan.
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schen ist, aus denen die Nationen sich zusammensetzen, und
dass der einzelne Mensch zentrales Subjekt und Nutznießer
der Entwicklung ist, 

betonend, dass die Erklärung und das Aktionsprogramm
von Wien269 das Recht auf Entwicklung als universelles und
unveräußerliches Recht und als festen Bestandteil der grund-
legenden Menschenrechte bekräftigten und erneut erklärten,
dass der einzelne Mensch zentrales Subjekt und Nutznießer
der Entwicklung ist,

in Bekräftigung des Ziels, das Recht auf Entwicklung für
jeden zur Wirklichkeit werden zu lassen, wie in der von der
Generalversammlung am 8. September 2000 verabschiedeten
Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen270 dargelegt,

unter Begrüßung der Rahmenmodalitäten, die auf der Ta-
gung des Allgemeinen Rates der Welthandelsorganisation am
1. August 2004 in Genf für Schlüsselbereiche wie Landwirt-
schaft, Marktzugang für nichtlandwirtschaftliche Produkte,
Handelserleichterung, Entwicklung und Dienstleistungen ver-
einbart wurden271,

sowie unter Begrüßung der Ergebnisse der elften Tagung
der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Na-
tionen zum Thema "Verbesserung der Kohärenz zwischen na-
tionalen Entwicklungsstrategien und globalen ökonomischen
Prozessen zur Förderung von Wirtschaftswachstum und Ent-
wicklung, insbesondere der Entwicklungsländer", die vom
13. bis 18. Juni 2004 in São Paulo (Brasilien) stattfand272, 

unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen sowie
diejenigen der Menschenrechtskommission über das Recht
auf Entwicklung, insbesondere die Kommissionsresolution
1998/72 vom 22. April 1998273 über die dringende Notwen-
digkeit weiterer Fortschritte bei der Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung, wie in der Erklärung über das Recht
auf Entwicklung festgelegt,

sowie unter Hinweis auf die dreizehnte Konferenz der
Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen Länder, die
vom 20. bis 25. Februar 2003 in Kuala Lumpur stattfand, so-
wie auf die vierzehnte Ministerkonferenz der Bewegung der
nichtgebundenen Länder, die vom 17. bis 19. August 2004 in
Durban (Südafrika) stattfand,

erneut ihre fortgesetzte Unterstützung für die Neue Part-
nerschaft für die Entwicklung Afrikas274 als Entwicklungsrah-
men für Afrika bekundend,

anerkennend, dass historische Ungerechtigkeiten zweifel-
los zu Armut, Unterentwicklung, Marginalisierung, sozialer
Ausgrenzung, wirtschaftlichen Disparitäten, Instabilität und
Unsicherheit beigetragen haben, unter denen viele Menschen

in verschiedenen Teilen der Welt, insbesondere in den Ent-
wicklungsländern, zu leiden haben,

betonend, dass die Beseitigung der Armut ein entscheidend
wichtiger Bestandteil der Förderung und Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung ist, dass Armut ein mehrdimensiona-
les Problem ist, das einen mehrdimensionalen, ganzheitlichen
Ansatz erfordert, um auf die wirtschaftlichen, politischen, so-
zialen, ökologischen und institutionellen Aspekte auf allen
Ebenen einzugehen, insbesondere im Rahmen des Mill-
enniums-Entwicklungsziels, bis 2015 den Anteil der Weltbe-
völkerung, dessen Einkommen weniger als einen Dollar pro
Tag beträgt, und den Anteil der Menschen, die Hunger leiden,
zu halbieren,

1. macht sich die einvernehmlichen Schlussfolgerun-
gen und Empfehlungen zu eigen, die die Arbeitsgruppe für das
Recht auf Entwicklung auf ihrer fünften Tagung verabschie-
dete275, und fordert ihre unverzügliche, vollinhaltliche und
wirksame Umsetzung durch das Amt des Hohen Kommissars
der Vereinten Nationen für Menschenrechte und andere maß-
gebliche Akteure;

2. begrüßt es, dass im Rahmen der Arbeitsgruppe eine
Sonderarbeitsgruppe auf hoher Ebene für die Verwirklichung
des Rechts auf Entwicklung eingerichtet wurde, die den Auf-
trag hat, die Arbeitsgruppe bei der Erfüllung ihres Mandats zu
unterstützen, und sieht der Behandlung der konkreten Emp-
fehlungen der Sonderarbeitsgruppe durch die Arbeitsgruppe
auf ihrer nächsten Tagung mit Interesse entgegen;

3. fordert die Arbeitsgruppe und über sie die Sonderar-
beitsgruppe auf hoher Ebene auf, aktiv dazu beizutragen, dass
das Recht auf Entwicklung zu einer Querschnittsaufgabe der
zu Beginn der sechzigsten Tagung der Generalversammlung
in New York stattfindenden Zusammenkunft auf hoher Ebene
gemacht wird, auf der umfassend überprüft werden soll, wel-
che Fortschritte bei der Erfüllung aller in der Millenniums-Er-
klärung der Vereinten Nationen271 enthaltenen Verpflichtun-
gen, namentlich bei den international vereinbarten Entwick-
lungszielen und der zur ihrer Erreichung erforderlichen welt-
weiten Partnerschaft, erzielt wurden;

4. hebt hervor, dass die in den Schlussfolgerungen der
dritten Tagung der Arbeitsgruppe enthaltenen Kerngrundsät-
ze276, die mit dem Zweck der internationalen Menschenrechts-
übereinkünfte übereinstimmen, wie etwa Gleichstellung,
Nichtdiskriminierung, Rechenschaftspflicht, Partizipation und
internationale Zusammenarbeit, von entscheidender Bedeu-
tung sind, wenn es darum geht, das Recht auf Entwicklung auf
nationaler und internationaler Ebene zu einer Querschnitts-
aufgabe zu machen, und unterstreicht, wie wichtig die Grund-
sätze der Gerechtigkeit und Transparenz sind;

5. stellt mit Besorgnis fest, dass die Unterkommission
für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte auf ih-
rer sechsundfünfzigsten Tagung das Arbeitspapier, das mög-
liche Alternativen aufzeigte und analysierte, nicht behandelt

269 A/CONF/157/24 (Teil I), Kap. III.
270 Siehe Resolution 55/2.
271 Siehe Welthandelsorganisation, Dokument WT/L/579. Unter
http://docsonline.wto.org im Internet verfügbar.
272 Siehe TD/412.
273 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1998,
Supplement No. 3 (E/1998/23), Kap. II, Abschnitt A.
274 A/57/304, Anlage.

275 Siehe E/CN.4/2004/23 und Corr.1, Abschnitt III.
276 E/CN.4/2002/28/Rev.1, Abschnitt VIII.A.
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hat, und ersucht die Unterkommission, der Menschenrechts-
kommission auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung ohne wei-
tere Verzögerung das Konzeptdokument vorzulegen, das
Möglichkeiten für die Verwirklichung des Rechts auf Ent-
wicklung und deren Umsetzbarkeit aufzeigen soll;

6. nimmt Kenntnis von der Abhaltung des zweiten So-
zialforums am 22. und 23. Juli 2004 in Genf zu dem Thema
"Armut, ländliche Armut und Menschenrechte" und von sei-
nen Ergebnissen277 sowie von der nachdrücklichen Unterstüt-
zung, die ihm durch die Unterkommission für die Förderung
und den Schutz der Menschenrechte zuteil wurde, und bittet
alle Interessenträger, namentlich die Mitgliedstaaten, an den
künftigen Tagungen des Sozialforums aktiv mitzuwirken;

7. bekräftigt die Verpflichtung zur Verwirklichung der
in allen Ergebnisdokumenten der großen Konferenzen und
Gipfeltreffen der Vereinten Nationen und den dazugehörigen
Überprüfungsprozessen genannten Ziele und Vorgaben, ins-
besondere soweit sie die Verwirklichung des Rechts auf Ent-
wicklung betreffen, in der Erkenntnis, dass die Verwirkli-
chung des Rechts auf Entwicklung Grundvoraussetzung für
die Ereichung der in diesen Ergebnisdokumenten genannten
Ziele und Vorgaben ist;

8. bekräftigt außerdem, dass die Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung für die Umsetzung der Erklärung und
des Aktionsprogramms von Wien270 unabdingbar ist, wonach
alle Menschenrechte allgemein gültig und unteilbar sind, ein-
ander bedingen und miteinander verknüpft sind und die au-
ßerdem den Menschen in den Mittelpunkt der Entwicklung
stellen, und erkennt an, dass die Entwicklung den Genuss aller
Menschenrechte erleichtert, umgekehrt jedoch ein Mangel an
Entwicklung nicht als Rechtfertigung für die Schmälerung in-
ternational anerkannter Menschenrechte angeführt werden
darf;

9. hebt hervor, dass die Grundverantwortung für die
Förderung und den Schutz aller Menschenrechte beim Staat
liegt, und erklärt erneut, dass die Staaten die Hauptverantwor-
tung für ihre eigene wirtschaftliche und soziale Entwicklung
tragen und dass die Rolle der nationalen Politiken und Ent-
wicklungsstrategien nicht genug betont werden kann;

10. bekräftigt, dass die Staaten die Hauptverantwortung
für die Schaffung nationaler und internationaler Bedingungen
tragen, die der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung
förderlich sind, und dass sie sich zu diesem Zweck zur Zu-
sammenarbeit miteinander verpflichtet haben;

11. bekräftigt außerdem, dass es eines der Verwirkli-
chung des Rechts auf Entwicklung förderlichen internationa-
len Umfelds bedarf;

12. betont, dass auf eine breitere Akzeptanz, die Opera-
tionalisierung und die Verwirklichung des Rechts auf Ent-
wicklung auf internationaler und nationaler Ebene hingear-
beitet werden muss, und fordert die Staaten auf, die Maßnah-
men zu ergreifen, die für die Verwirklichung des Rechts auf

Entwicklung als grundlegendes Menschenrecht erforderlich
sind;

13. hebt hervor, dass es entscheidend wichtig ist, die
Hindernisse aufzuzeigen und zu analysieren, die sich der vol-
len Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung auf nationa-
ler und internationaler Ebene entgegenstellen;

14. bekräftigt, dass die Globalisierung zwar Chancen
wie auch Herausforderungen mit sich bringt, dass der Globa-
lisierungsprozess jedoch das Ziel der Integration aller Länder
in eine globalisierte Welt bislang verfehlt hat, und betont, dass
es als Antwort auf die Herausforderungen und Chancen der
Globalisierung grundsatzpolitischer und sonstiger Maßnah-
men auf nationaler und globaler Ebene bedarf, wenn dieser
Prozess alle Seiten einschließen und ausgewogen sein soll;

15. ist sich dessen bewusst, dass die Kluft zwischen den
entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern trotz
kontinuierlicher Anstrengungen der internationalen Gemein-
schaft nach wie vor unannehmbar groß ist, dass die Entwick-
lungsländer sich auch weiterhin Schwierigkeiten in Bezug auf
ihre Teilhabe am Globalisierungsprozess gegenübersehen und
dass viele von ihnen Gefahr laufen, marginalisiert und von
seinen Vorteilen effektiv ausgeschlossen zu werden;

16. unterstreicht, dass die internationale Gemeinschaft
weit davon entfernt ist, das in der Millenniums-Erklärung ge-
setzte Ziel zu erreichen, die Zahl der in Armut lebenden Men-
schen bis zum Jahr 2015 zu halbieren, bekräftigt die eingegan-
gene Verpflichtung zur Erreichung dieses Ziels und betont
den Grundsatz der internationalen Zusammenarbeit, ein-
schließlich Partnerschaft und gegenseitiger Bindung, zwi-
schen entwickelten Ländern und Entwicklungsländern auf
dem Weg zur Zielerreichung;

17. fordert die entwickelten Länder, soweit sie es noch
nicht getan haben, nachdrücklich auf, konkrete Anstrengun-
gen zu unternehmen, um das Ziel der Bereitstellung von
0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die öffentliche Ent-
wicklungshilfe für Entwicklungsländer und von 0,15 bis
0,20 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die am wenigsten
entwickelten Länder zu erreichen, und ermutigt die Entwick-
lungsländer, auf den erzielten Fortschritten aufzubauen, um
sicherzustellen, dass die öffentliche Entwicklungshilfe effek-
tiv eingesetzt wird, um die Entwicklungsziele und -zielvorga-
ben erreichen zu helfen;

18. erkennt an, dass die Frage des Marktzugangs für
Entwicklungsländer angegangen werden muss, namentlich im
Bereich der Landwirtschaft, der Dienstleistungen und der
nichtlandwirtschaftlichen Produkte, insbesondere derjenigen,
die für die Entwicklungsländer von Interesse sind;

19. fordert eine in angemessenem Tempo vonstatten ge-
hende sinnvolle Handelsliberalisierung, namentlich in den zur
Verhandlung stehenden Bereichen, die Einhaltung der in Be-
zug auf Durchführungsfragen und -anliegen eingegangenen
Verpflichtungen, die Überprüfung der Bestimmungen über
besondere und differenzierte Behandlung mit dem Ziel, sie zu
stärken und präziser, wirksamer und operativer zu machen,
die Vermeidung neuer Formen des Protektionismus sowie
Kapazitätsaufbau und technische Hilfe für Entwicklungslän-277 Siehe E/CN.4/Sub.2/2004/26 und Corr.1.
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der als wichtige Voraussetzungen für Fortschritte in Richtung
auf eine effektive Verwirklichung des Rechts auf Entwick-
lung;

20. anerkennt den bedeutsamen Zusammenhang zwi-
schen dem internationalen Wirtschafts-, Handels- und Finanz-
bereich und der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung
und unterstreicht in dieser Hinsicht die Notwendigkeit, auf in-
ternationaler Ebene eine gute Ordnungspolitik zu gewährlei-
sten, die Entscheidungsgrundlage für Entwicklungsfragen zu
erweitern und organisatorische Lücken zu schließen sowie
das System der Vereinten Nationen und andere multilaterale
Institutionen zu stärken, und unterstreicht außerdem die Not-
wendigkeit, die Teilhabe der Entwicklungs- und Transforma-
tionsländer an der wirtschaftlichen Entscheidungsfindung und
Normensetzung auf internationaler Ebene auszuweiten und zu
stärken;

21. anerkennt außerdem, dass eine gute Staatsführung
und die Herrschaft des Rechts auf nationaler Ebene allen Staa-
ten hilft, die Menschenrechte, einschließlich des Rechts auf
Entwicklung, zu fördern und zu schützen, und stimmt darin
überein, wie wertvoll die von den Staaten derzeit unternom-
menen Anstrengungen sind, gute Verfahrensweisen auf dem
Gebiet der Staatsführung aufzuzeigen und zu stärken, ein-
schließlich einer transparenten, verantwortungsvollen, re-
chenschaftspflichtigen und partizipatorischen Regierungsfüh-
rung, die ihren Bedürfnissen und Bestrebungen gerecht wer-
den und angemessen sind, so auch im Rahmen einvernehmli-
cher partnerschaftlicher Konzepte für Entwicklung, Kapazi-
tätsaufbau und technische Hilfe;

22. anerkennt ferner die Wichtigkeit der Rolle und der
Rechte der Frauen sowie der Anwendung einer Gleichstel-
lungsperspektive als Querschnittsaufgabe im Prozess der Ver-
wirklichung des Rechts auf Entwicklung und nimmt insbe-
sondere Kenntnis von den positiven Beziehungen zwischen
der Bildung von Frauen, ihrer gleichberechtigten Teilhabe an
den bürgerlichen, kulturellen, wirtschaftlichen, politischen
und sozialen Aktivitäten der Gemeinschaft und der Förderung
des Rechts auf Entwicklung;

23. hebt hervor, dass es geboten ist, die Rechte der Kin-
der, der Mädchen ebenso wie der Jungen, in alle Politiken und
Programme zu integrieren und den Schutz und die Förderung
dieser Rechte zu gewährleisten, vor allem in Bereichen, die
mit Gesundheit, Bildung und der vollen Entfaltung ihres Po-
tenzials zusammenhängen;

24. hebt außerdem hervor, dass auf nationaler und
internationaler Ebene Maßnahmen zur Bekämpfung von
HIV/Aids und anderen übertragbaren Krankheiten ergriffen
und dabei die laufenden Anstrengungen und Programme be-
rücksichtigt werden müssen, und wiederholt, dass in diesem
Zusammenhang internationale Hilfe gebraucht wird;

25. erkennt an, dass im Hinblick auf die Bekämpfung
der Armut und die Herbeiführung der Entwicklung starke
Partnerschaften mit Organisationen der Zivilgesellschaft und
dem Privatsektor notwendig sind und dass die Unternehmen
ihrer gesellschaftlichen Verantwortung gerecht werden müs-
sen;

26. hebt hervor, wie dringend notwendig konkrete Maß-
nahmen zur Bekämpfung sämtlicher Formen der Korruption
auf nationaler und internationaler Ebene sind, um internatio-
nale Transfers illegal erworbener Vermögenswerte wirksamer
zu verhindern, aufzudecken und ihnen entgegenzuwirken so-
wie die internationale Zusammenarbeit zur Rückgewinnung
dieser Vermögenswerte zu verstärken, betont, wie wichtig ein
echtes politisches Engagement seitens aller Regierungen in-
nerhalb eines soliden rechtlichen Rahmens ist, und fordert die
Staaten in diesem Zusammenhang nachdrücklich auf, das
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption278

so bald wie möglich zu unterzeichnen und zu ratifizieren be-
ziehungsweise, sofern sie Vertragsstaaten sind, es wirksam
durchzuführen;

27. hebt außerdem hervor, dass die auf die Förderung
und Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung gerichteten
Tätigkeiten des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte weiter gestärkt werden müssen,
namentlich indem der wirksame Einsatz der zur Wahrneh-
mung seines Mandats erforderlichen Finanzmittel und Perso-
nalressourcen sichergestellt wird, und fordert den Gene-
ralsekretär auf, dem Amt des Hohen Kommissars die erfor-
derlichen Mittel zur Verfügung zu stellen;

28. ersucht die Hohe Kommissarin erneut, im Hinblick
auf die Behandlung des Rechts auf Entwicklung als Quer-
schnittsaufgabe Tätigkeiten zur Stärkung der globalen Ent-
wicklungspartnerschaft zwischen den Mitgliedstaaten, den
Entwicklungsorganisationen und den internationalen Ent-
wicklungs-, Finanz- und Handelsinstitutionen wirksam durch-
zuführen und in ihrem Bericht an die Menschenrechtskom-
mission auf ihrer einundsechzigsten Tagung ausführlich auf
diese Tätigkeiten einzugehen;

29. fordert die Organisationen, Fonds und Programme
der Vereinten Nationen sowie die Sonderorganisationen auf,
das Recht auf Entwicklung zum festen Bestandteil ihrer Ar-
beitsprogramme und -ziele zu machen, und betont, dass die
internationalen Finanz- und multilateralen Handelssysteme
das Recht auf Entwicklung in ihre Politiken und Ziele inte-
grieren müssen; 

30. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution den
Mitgliedstaaten, den Organen und Gremien der Vereinten Na-
tionen, den Sonderorganisationen, Fonds und Programmen,
den internationalen Entwicklungs- und Finanzinstitutionen,
insbesondere den Bretton-Woods-Institutionen, und den
nichtstaatlichen Organisationen zur Kenntnis zu bringen;

31. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer sechzigsten Tagung einen Bericht und
der Menschenrechtskommission auf ihrer einundsechzigsten
Tagung einen Zwischenbericht über die Durchführung dieser
Resolution vorzulegen, in denen insbesondere ausgeführt
wird, welche Anstrengungen auf nationaler, regionaler und
internationaler Ebene zur Förderung und Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung unternommen werden, und bittet den

278 Resolution 58/4, Anlage.
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Vorsitzenden der Arbeitsgruppe für das Recht auf Entwick-
lung, der Generalversammlung auf ihrer sechzigsten Tagung
mündlich aktuelle Informationen vorzulegen.

RESOLUTION 59/186

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/503/Add.2, Ziffer 145) 279.

59/186. Menschenrechte und extreme Armut

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte280, des Internationalen Paktes über bürgerliche
und politische Rechte281, des Internationalen Paktes über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte282 sowie anderer von
den Vereinten Nationen verabschiedeter Menschenrechts-
übereinkünfte,

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/196 vom 22. De-
zember 1992, mit der sie den 17. Oktober zum Internationalen
Tag für die Beseitigung der Armut erklärte, sowie auf ihre Re-
solution 50/107 vom 20. Dezember 1995, mit der sie die erste
Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Ar-
mut (1997-2006) verkündete, sowie auf ihre Resolution
57/211 vom 18. Dezember 2002 und ihre früheren Resolutio-
nen über Menschenrechte und extreme Armut, in denen sie
bekräftigte, dass extreme Armut und soziale Ausgrenzung ei-
nen Verstoß gegen die Menschenwürde darstellen und dass
daher auf nationaler und internationaler Ebene dringend Maß-
nahmen ergriffen werden müssen, um sie zu beseitigen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 52/134 vom
12. Dezember 1997, in der sie anerkannte, dass die Stärkung
der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Men-
schenrechte für das Verständnis, die Förderung und den
Schutz aller Menschenrechte unabdingbar ist,

tief besorgt darüber, dass in allen Ländern der Welt, unge-
achtet ihrer wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Gege-
benheiten, extreme Armut hartnäckig weiterbesteht und dass
ihr Ausmaß und ihre Ausprägungen wie Hunger, Menschen-
handel, Krankheiten, Mangel an angemessenen Unterkünften,
Analphabetentum und Hoffnungslosigkeit in den Entwick-
lungsländern besonders schlimm sind, gleichzeitig jedoch die
beträchtlichen Fortschritte anerkennend, die in verschiedenen
Teilen der Welt bei der Bekämpfung der extremen Armut er-
zielt wurden,

unter Hinweis auf die Resolution 2004/23 der Menschen-
rechtskommission vom 16. April 2004282 sowie auf die Reso-
lution 2004/7 der Unterkommission für die Förderung und
den Schutz der Menschenrechte vom 9. August 2004283,

unter Begrüßung des am 20. September 2004 in New
York abgehaltenen Gipfeltreffens der Führer der Welt zur Be-
kämpfung von Hunger und Armut, das von den Präsidenten
Brasiliens, Chiles und Frankreichs und dem Premierminister
Spaniens mit Unterstützung des Generalsekretärs einberufen
wurde,  

in der Erkenntnis, dass die Beseitigung der extremen Ar-
mut eine große Herausforderung im Globalisierungsprozess
darstellt und koordinierte und kontinuierliche Politiken erfor-
dert, die durch entschlossene nationale Maßnahmen sowie in-
ternationale Zusammenarbeit umgesetzt werden,

erneut erklärend, dass das Vorhandensein weit verbreite-
ter extremer Armut vollen und wirksamen Genuss der Men-
schenrechte beeinträchtigt und in manchen Fällen eine Bedro-
hung des Rechts auf Leben darstellen könnte und dass die in-
ternationale Gemeinschaft demzufolge ihrer sofortigen Lin-
derung und letztendlichen Beseitigung auch weiterhin hohe
Priorität einräumen muss,

sowie erneut erklärend, dass Demokratie, Entwicklung
und die volle und effektive Ausübung der Menschenrechte
und Grundfreiheiten einander bedingen und sich gegenseitig
verstärken und zur Beseitigung der extremen Armut beitra-
gen,

mit Interesse davon Kenntnis nehmend, dass das Mandat
des unabhängigen Experten für die Frage der Menschenrechte
und der extremen Armut um einen Zeitraum von zwei Jahren
verlängert wurde,

1. erklärt erneut, dass extreme Armut und soziale Aus-
grenzung einen Verstoß gegen die Menschenwürde darstellen
und dass daher auf nationaler und internationaler Ebene drin-
gend Maßnahmen ergriffen werden müssen, um sie zu besei-
tigen;

2. erklärt außerdem erneut, dass es wesentlich ist, dass
die Staaten die Teilhabe der Ärmsten an den Entscheidungs-
prozessen der Gesellschaft, in der sie leben, an der Förderung
der Menschenrechte und an den Bemühungen zur Bekämp-

279 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Andorra, Argentinien, Ar-
menien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark,
Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikani-
sche Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Gambia, Geor-
gien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bis-
sau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irland, Island, Italien, Japan,
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Ku-
ba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahi-
rija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali,
Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei,
Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Ni-
ger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Ruanda, Rumänien, Sambia, San Marino, Schweiz, Senegal,
Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan,
Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tschechische Republik, Tune-
sien, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zen-
tralafrikanische Republik und Zypern.
280 Resolution 217 A (III).
281 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage.

282 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004,
Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschnitt A.
283 Siehe E/CN.4/2005/2-E/CN.4/Sub.2/2004/48, Kap. II, Abschnitt A.




